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Anhaltender Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel 
 
Der Strukturwandel im Lebensmitteleinzelhandel hält an. Für eine wohnungsnahe Grundversorgung 
sind derzeit insbesondere die modernen Lebensmittelmärkte von grundlegender Bedeutung. 
Funktionsfähige Lebensmittelmärkte  haben  heute überwiegend mehr als 800 qm VKF. Mittlere 
Supermärkte /"Vollsortimenter") weisen schon seit Jahren bis zu 1.500 qm auf. Die 
Neuansiedlungen und Erweiterungen der führenden Lebensmitteldiscounter sind inzwischen auch   
auf  bis zu 1.200 oder gar 1.300 qm Verkaufsfläche ausgerichtet.Alle diese Märkte benötigen je 
nach Betriebstyp eine "Mindestmantelbevölkerung" von 4.000 bis 8.000 Einwohner im 
Einzugsbereich des jeweiligen Marktes. 
 
Immer mehr kleinere Läden und Supermärkte unter 800 qm VKF schließen. Die Zahl der 
Lebensmittel-Läden  insgesamt ist rückläufig.Innerhalb der Wohngebiete gibt es keine oder kaum 
noch Versorgungsangebote mit Gütern des täglichen Bedarfs. Das Grundversorgungsnetz wird 
dadurch immer grobmaschiger. Teilweise ist bereits die wohnungsnahe Grundversorgung gefährdet. 
 
Durch den Wegzug der größeren Lebensmittelmärkte an verkehrsgünstige Ausfallstraßen werden 
zudem die traditionellen Zentren gefährdet, weil diese Märkte als wichtige Frequenzbringer für die 
anderen Einzelhandelsbetriebe und die handelsnahen Dienstleistungsbetriebe in den Zentren fehlen. 
Infolge der peripheren Standorte dieser Märkte veröden die insb. für eine verbrauchernahe 
Grundversorgung wichtigen Zentren. Dies wiederum führt insbesondere zu  zusätzlichem PKW-
Verkehr mit höherem Energieverbrauch und mehr Schadstoffausstoß sowie insgesamt zu mehr  
Außenenwicklung statt ökonomisch  und ökologisch sinnvoller Innenentwicklung 
 
 
 
Notwendigkeit einer städtebaulichen Standortsteuerung 
 
Um solche Fehlentwicklungen zu vermeiden, gehören moderne Lebensmittelmärkte  grundsätzlich 
in die zentralen Versorgungsbereiche, also in die Innenstädte und Ortszentren sowie in die Grund- 
und Nahversorgungszentren, um dort ihre wichtigen Frequenzbringerfunktionen zu erfüllen und 
eine verbrauchernahe Grundversorgung zu ermöglichen. Die größeren Einzelhandelsbetriebe mit 
nahversorgungsrelevanten Hauptsortimenten müssen grundsätzlich in den zentralen 
Versorgungsbereichen   untergebracht werden. Sie sind grundsätzlich "zentrenpflichtig" 
 
Diese auf die Zentren ausgerichtete Konzentration solcher Nahversorgungsbetriebe ist die 
notwendige und damit legitime städtebauliche Antwort auf die Strukturveränderungen im 
Lebensmitteleinzelhandel. 
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Ein  leistungsfähiges Netz dieser zentralen Versorgungsbereiche ist heute eine notwendige 
Voraussetzung für eine wohnungsnahe oder zumindest wohnortnahe Grundversorgung. Die 
großflächigen Lebensmittelmärkte in diesen Zentren bilden dafür das Grundgerüst. 
 
Außerhalb dieser Zentren können und dürfen moderne, i. d. R. großflächige Lebensmittelmärkte 
daher diese Grundversorgung nur ergänzen, wenn und soweit diese nicht allein von den Zentren 
geleistet werden kann. Die Ansiedlung oder Erweiterung moderner Lebensmittelmärkte außerhalb 
der zentralen Versorgungsbereiche ist deshalb nur unter folgenden Ausnahmevoraussetzungen 
städtebaulich vertretbar: 
 

− Der Vorhabensstandort muss wohnsiedlungsräumlich integriert sein. 
− Das Vorhaben muss überwiegend der Nahversorgung dienen. 
− Es darf zentrale Versorgungsbereiche nicht beeinträchtigen. 
 

Derart integrierte Standorte für moderne Lebensmittelmärkte (grundsätzlich) in den Zentren und 
(ausnahmsweise) auch in den zentrenergänzenden Nahversorgungslagen liegen nicht nur im 
städtebaulichen Interesse der Städte und Gemeinden, sondern wegen der notwendigen Kundennähe 
auch im Interesse der in dieser Branche agierenden Handelsunternehmen, die zunehmend solche 
Standorte favorisieren. 
 
 
 
 
§ 11 Abs. 3 BauNVO als Schlüsselvorschrift für die Zulässigkeit großflächiger Vorhaben  
 
Soweit  moderne Lebensmittelmärkte heute mehr als 800 qm Verkaufsfläche erfordern, sind sie als 
großflächige Einzelhandelsbetriebe anzusehen, für deren Ansiedlung und Erweiterung der § 11 
Abs. 3 BauNVO (siehe Anlage) von besonderer Bedeutung ist. 
 
Nach dieser Vorschrift dürfen großflächige Einzelhandelsbetriebe außer in Kerngebieten nur in für 
sie festgesetzten Sondergebieten zugelassen werden, wenn sie sich nicht nur unwesentlich auf 
raumordnerische und städtebauliche Belange nachteilig auswirken können. 
 
Solche Negativauswirkungen sind nach Satz 3 dieser Vorschrift in der Regel anzunehmen, wenn 
das Vorhaben die Geschossfläche von 1.200 qm überschreitet. Dies ist bei den modernen 
Lebensmittelmärkten meistens der Fall. 
 
Die Regelvermutung  ist aber nach Satz 4 der Vorschrift widerlegbar, wenn Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass solche Auswirkungen trotz Überschreitung der 1.200 qm Geschossfläche nicht 
vorliegen. In Bezug auf die Auswirkungen sind dabei insbesondere die Gliederung und Größe der 
Gemeinden und ihrer Ortsteile, die Sicherung der verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung 
und das Warenangebot des Betriebs zu berücksichtigen. 
 
Kann die Regelvermutung widerlegt werden, ist der Weg für die Prüfung der zu erwartenden 
Auswirkungen frei.  
 
Von dieser Widerlegungsmöglichkeit wird in der Praxis teilweise kein Gebrauch gemacht, und zwar 
auch dann, wenn das jeweilige Vorhaben in einem zentralen Versorgungsbereich liegt. Dies hatte zu 
Forderungen insbesondere von einigen Handelsunternehmen nach Anhebung der 
Regelvermutungsgrenze oder gar nach Aufhebung der gesamten Vermutungsregelung geführt.  
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Streit um den § 11 Abs. 3 BauNVO 
 
Die Vorschrift des § 11 Abs. 3 BauNVO war schon von Anfang an teilweise heftig umstritten. 
Um die Jahrtausendwende beklagten vor allem  REWE und EDEKA eine angenommene 
Diskriminierung der Vollsortimenter gegenüber den Lebensmitteldiscountern, weil die Discounter 
damals noch mit Verkaufsflächen unterhalb der Großflächigkeitsgrenze auskamen und daher nicht 
dem Sonderregime des § 11 Abs. 3 BauNOV unterlagen.  
 
Da die Discounter heute durchweg auch die Großflächigkeitsgrenze und die 
Regelvermutungsgrenze überschreiten, ist dies heute kein Thema  mehr. Insofern herrscht jetzt 
„Waffengleichheit“ für die beiden Standardbetriebsformen des Lebensmitteleinzelhandels. 
 
Eine von der Bundesregierung damals eingesetzte Arbeitsgruppe Strukturwandel im 
Lebensmitteleinzelhandel und § 11 III BauNOV brachte im April 2002 Empfehlungen zur 
Handhabung der Vermutungsregelung bei Lebensmittelsupermärkten über 1.200 bis c.a. 2.000 m“ 
Geschossflläche (ZfBR 2002,598) heraus. 
 
Danach  kann bei großflächigen Betrieben des Lebensmitteleinzelhandels das Vorliegen von 
Anhaltspunkten für die Widerlegung der Auswirkungsvermutung anhand einer typisierenden 
Betrachtungsweise überprüft werden, und zwar anhand der in den Ziffern 24 – 27 des 
Arbeitsgruppenberichtes genannten Kriterien, die sich auf die Stadtverträglichkeit, die 
Verkehrsverträglichkeit und die verbrauchernahe Versorgung beziehen. Wenn der Non-Food-Anteil 
des Lebensmittelmarktes weniger als 10 % der Verkaufsfläche beträgt und der Standort 
verbrauchernah, hinsichtlich des Verkehrsaufkommens verträglich und städtebaulich integriert ist, 
kann davon – sofern keine Besonderheiten vorliegen – ausgegangen werden, dass sich dieser Markt 
nicht negativ auswirken wird und dass die Vermutung solcher Auswirkungen als widerlegt 
angesehen werden kann. 
 
Diesen Ansatz hat das BVerwG in seinem Beschluss vom 22.07.2004 (4 B 29.04)  und vor allem in 
seinem Urteil vom 24.11.2005 (4 C 10.04) ausdrücklich gebilligt und abschließend festgestellt, dass 
die von der Arbeitsgruppe genannten Erfahrungswerte bei der vorzunehmenden Einzelfallprüfung 
im Sinne einer typisierenden Betrachtungsweise berücksichtigt werden können und dass sich auf 
der Grundlage dieser Arbeitsgruppenüberlegungen unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalles sachgerechte Standortentscheidungen treffen lassen, ohne dass es von Rechts wegen 
einer weiteren Erhöhung beim Merkmal der Großflächigkeit bedürfte. 
 
Demnach ist bei großflächigen Lebensmittelmarktvorhaben also zunächst zu prüfen, ob diese 
Kriterien für die Annahme einer atypischen Situation erfüllt sind und ob damit die Regelvermutung 
widerlegt ist. Nur wenn dies gelingt, ist in einem zweiten Schritt konkret zu prüfen, ob 
Besonderheiten vorliegen, die mehr als nur unwesentliche Negativauswirkungen insbesondere auf 
die in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO aufgeführten Belange erwarten lassen. Ist dies nicht der Fall, ist 
das Vorhaben nicht kern- oder sondergebietspflichtig. 
 
 
 
Städtebaurechtsnovelle 2013 und Überprüfungsauftrag des Bundestages vom April 2013 
 
Die Empfehlungen der o.g. Arbeitsgruppe brachten zwar zunächst eine gewisse Beruhigung in der 
Diskussion um den § 11 Abs. 3 BauNVO. Die Auseinandersetzungen um diese Vorschrift flammten 
aber ab 2009 u.a. anlässlich der Vorbereitung der Städtebaurechtsnovellen zum Klimaschutz und 
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zur Förderung der Innenentwicklung wieder auf.  
 
Die Experten der Berliner Gespräche zur Überprüfung des Städtebaurechts rieten zwar im 
Sept. 2010 von einer Änderung dieser Vorschrift ab. (Dazu siehe Berliner Gespräche zum 
Städtebaurecht, Band I Bericht S.37-40 und Band II  Dokumentation/Materialien S.113-124),difu 
Nov.2010). 
 
Aus bestimmten Kreisen des Handels, allen voran von der EDEKA, wurde aber weiterhin eine 
Änderung des § 11 Abs. 3 BauNOV vor allem im Hinblick auf die großflächigen Lebensmittelvoll- 
sortimenter gefordert. 
 
Im Rahmen der Städtebaurechtsnovelle 2013 wurden diese Änderungsvorschläge  nicht 
aufgegriffen. Der Deutsche Bundestag fasste aber anlässlich der Verabschiedung dieser Novelle 
am 25. April 2013 eine Entschließung, in der  die Bundesregierung aufgefordert wurde, in einer 
Studie zu prüfen, 
 

1. ob und inwieweit sich die Struktur des Einzelhandels, insbesondere mit Blick auf die 
Versorgung der Bevölkerung in Städten und ländlichen Regionen mit den Waren des 
täglichen Bedarfs, durch das geltenden Baurecht nachteilig entwickelt hat, 

2. ob und inwieweit die geltenden Regelung die Förderung der Innenentwicklung in den 
Städten und Gemeinden behindert oder in sonstiger Weise nachteilige Auswirkungen auf die 
städtebauliche Entwicklung hat, 

3. ob und inwieweit sich daraus ein Änderungsbedarf  in § 11 Abs. 3 BauNVO ergibt, 
insbesondere mit Blick auf die Regelvermutung und die vorgeschriebene 
Geschossflächengröße. 

 
 
 
 
Studie zur städtebaulichen Wirkungsweise des § 11 Abs. 3 BauNVO (Mai 2014) 
 
Die angeforderte Studie ist nach öffentlicher Ausschreibung an das Deutsche Institut für Urbanistik 
(difu) vergeben worden. Der Endbericht der Studie ist im Mai 2014 vorgelegt und mit der BT- 
Drucksache 18/1922 vom 24.06.2014 dem Deutschen Bundestag zugeleitet worden. 
 
Die Befragung von Stadtplanungsämtern und Baugenehmigungsbehörden sowie von Verbänden 
und den zuständigen Landesministerien ergab ein überwiegend positive Einschätzung zur 
Wirkungsweise des § 11 Abs. 3 BauNVO. Diese Vorschrift hat für den Schutz der zentralen 
Versorgungsbereiche und der verbrauchernahen Versorgung sowie für die Förderung der 
Innenentwicklung eine wichtige Bedeutung. 
 
Die Kommunalbefragungen ergaben eine grundsätzlich positive Einschätzung des 
Regelungsansatzes des § 11 Abs. 3 BauNVO einschließlich seiner zweistufigen Prüfkaskade mit der 
Großflächigigkeitsgrenze (800 m² Verkaufsfläche) und dem Schwellenwert von 1.200 m² für die 
Regelvermutung. Teilweise wurde allerdings die Widerlegung der Regelvermutung  als schwierig 
und kompliziert bewertet, ohne allerdings diesen Regelungsansatz grundsätzlich infrage zu stellen. 
 
Die befragten Verbände und Landesministerien sprachen sich ebenfalls für die Beibehaltung der 
Grundstruktur und auch der gestuften Zulässigkeitsmaßstäbe aus. Lediglich die Oberste Baubehörde 
in Bayern votierte für eine Schwelle von 1.200 m² Verkaufsfläche für Nahversorgungsbetriebe. 
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Insgesamt ist festzuhalten, dass mit diesem Endbericht die Diskussion um eine kurzfristige 
Änderung des § 11 Abs.3 BauNVO wohl vorerst vom Tisch ist. 
 
Zur Verbesserung der Vollzugspraxis bei der Handhabung der Vermutungsregelung wird in der 
difu-Studie eine entsprechende Praxishilfe angeregt. 
 
 
 
 
 
Bildung einer Arbeitsgruppe und Scheitern gemeinsamer Handlungsempfehlungen  
 
Um solche Empfehlungen für eine verbesserte Handhabung des § 11 III  BauNVO im Umgang mit 
großflächigen Vorhaben des Lebensmitteleinzelhandels auszuarbeiten, war bereits im Sommer des 
Jahres 2013 eine Arbeitsgruppe unter Leitung des HDE aus Vertretern des Handels, des DIHT und 
der kommunalen Spitzenverbände gebildet worden, die dann in folgenden Monaten einen internen 
Entwurf für solche Handlungsempfehlungen erstellt hat.. Dieser Entwurf sollte ursprünglich Ende  
Febr. 2014  den o.g. Verbänden und Institutionen zugeleitet, die dann darüber in ihren Gremien 
beraten und abschließend befinden sollten. 
 
Dieser  Diskussionsentwurf der Arbeitsgruppe ging von der Annahme aus, dass bei großflächigen 
Lebensmittelmarktvorhaben die Regelvermutung negativer Auswirkungen widerlegt ist, wenn deren 
Standort städtebaulich integriert ist, und dass dann der Weg für eine konkrete Auswirkungsanalyse 
frei ist. 
 
Da dieser Ansatz aber nach Diskussionen über den internen Entwurf der AG  in einigen dieser 
Organisationen über nicht mehr von allen Arbeitsgruppenmitgliedern mitgetragen werden konnte, 
kam es nicht mehr zu einem einvernehmlichen Abschlussentwurf für entsprechende 
Handlungsempfehlungen. 
 
 
 
 
 
Die "typische Atypik" bei städtebaulich integrierten Lebensmittelmärkten 
 
Gleichwohl kann dieser Grundansatz eine wertvolle Hilfe für die Praxis bei der Anwendung der 
Vermutungsregelung bei großflächigen Lebensmittelmarktvorhaben sein. 
 
Wenn ein Vorhaben zur  Ansiedlung oder Erweiterung eines großflächigen Lebenmittelmarktes (bis 
zu c.a. 1.500 qm Verkaufsfläche) in einem zentralen Versorgungsbereich  oder in einer   integrierten 
Nahversorgunglage und damit an einem städtebaulich integrierten Standort  realisiert werden 
soll, kann die Regelvermutung nachteiliger Auswirkungen durchaus als widerlegt angesehen 
werden.  
 
Diese Fallgestaltung weicht nämlich positiv von der betrieblichen und städtebaulichen 
Konstellation ab, die bei Einführung der Sondergebietspflicht für großflächige 
Einzelhandelsbetriebe außerhalb von Kerngebieten durch die Vermutungsregelung des § 11 Abs. 3 
BauNVO 1977 als typisch zu Grund gelegt worden ist. Die Verordnung geht von großen Betrieben 



6 

auch mit innenstadtrelevanten Hauptsortimenten an städtebaulich nicht integrierten Standorten aus.  
 
Großflächige Lebensmittelmärkte konzentrieren sich dagegen  auf nahversorgungsrelevante 
Hauptsortimente. An städtebaulich integrierten Standorten tragen sie der Größe und Gliederung der 
Gemeinde und ihrer Ortsteile Rechnung und sichern eine verbrauchernahe Grundversorgung. Sie  
sind damit „typisch  atypisch“.   
 
Diese typisierende Widerlegung der Regelvermutung ist allerdings auf Lebenmittelmärkte bis zu 
maximal 1.500 qm Verkaufsfläche zu begrenzen. Große Supermärkte (bis c.a. 2.500 qm) oder 
Verbrauchermärkte (2.500 - 5.000 qm) führen zwar auch überwiegend nahversorgungsrelevante 
Sortimente, sie gehen aber von ihrer Funktion her weit über eine Versorgung des Nahbereichs 
hinaus. Dies gilt erst recht für die noch größeren SB-Warenhäuser mit mehr als 5.000 qm. 
 
Wenn nach Feststellung eines städtebaulich integrierten Standortes eines großflächigen 
Lebensmittelmarktes bis max. 1.500 qm Verkaufsfläche die Regelvermutung widerlegt ist, ist der 
Weg frei für die Prüfung, ob Besonderheiten vorliegen, die doch nachteilige Auswirkungen auf 
einzelne Belange erwarten lassen, z.B.weil  der notwendige Immissionsschutz für eine 
schutzbedürtige Wohnnutzung in der Nachbarschaft des Vorhabens nicht gewährleistet werden 
kann oder weil es nur schwer lösbare Verkehrsprobleme geben könnte. In dieser zweiten 
Prüfungsstufe müssen die Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche und die 
Versorgung der Bevölkerung im Einzugsbereich des Vorhaben in den meisten Fällen nicht mehr 
näher geprüft werden, weil die Zentrenverträglichkeit und die Sicherung der verbrauchernahen 
Grundversorgung durchweg schon in der ersten Prüfungsstufe bei der Ermittlung der 
städtebaulichen Integration des Vorhabenstandortes festgestellt worden sind. 
 
Wenn bei modernen Lebensmittelmärkten nach Feststellung ihres städtebaulich integrierten 
Standortes die Regelvermutung widerlegt ist und wenn dann in der damit freigegebenen zweiten 
Prüfungsstufe keine  negativen Auswirkungen auf städtebauliche Belange erwartet werden, ist  
das jeweilige Lebensmittelmarktvorhaben trotz seiner Großflächigkeit und trotz der Überschreitung 
der Regelvermutungsgrenze von 1.200 qm Geschossfläche nicht auf die  Ausweisung eines Kern- 
oder Sondergebietes angewiesen. 
 
Hinweise: 
 
Siehe dazu auch die anliegende Grafik. 
 
Diesen Grundansatz habe ich in meinem Beitrag zur „typischen Atypik“ großflächiger 
Lebenmittelmärkte an städtebaulich integrierten Standorten in der ZfBR Nr. 3/2014, S. 220-227 
näher erläutert und begründet. 
 
Zur  zweistufigen Prüfung bei der Anwendung der Vermutungsregelung vergleiche auch  das Urteil 
des OVG NRW vom 2. Dez. 2013 -  2A 1510/12 – BauR 2014,1248-1258 und NvwZ-RR 2014, 453-
461) 
 
 
 
Vorteile der Ausweisung städtebaulich integrierter Standorte im Einzelhandelskonzept 
 
Wenn nun die  zentralen Versorgungsbereiche und die integrierten Nahversorgungslagen in den  
kommunalen Einzelhandels- und Zentrenkonzepten festgelegt sind, ist insbesondere  für die  
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Baugenehmigungsbehörden eine schnelle und eindeutige Beantwortung der Schlüsselfrage möglich, 
ob ein Vorhabensstandort für einen großflächigen Lebensmittelmarkt (bis zu c.a. 1.500 qm 
Verkaufsfläche) städtebaulich integriert ist oder nicht. Die Handhabung der Vermutungsregelung 
des § 11 Abs. 3 Sätze 3 u. 4 BauNVO wird dadurch ungemein erleichtert. 
  
Ist der Vorhabensstandort städtebaulich nicht integriert, greift die Regelvermutung als Zulassungs-
sperre, so dass das Vorhaben außerhalb eines Kerngebietes nur nach Ausweisung eines Sonder-
gebietes zulässig werden könnte. Auf die Festsetzung eines solchen Sondergebietes für einen 
konzeptwidrigen Markt besteht aber kein Anspruch. Großflächige Lebensmittelmarkt-Vorhaben an 
städtebaulich nicht integrierten Standorten, die dem kommunalen Standortekonzept widersprechen, 
können damit ohne weiteres abgelehnt werden. 
 
 
Bei großflächigen Lebensmittelmarkt-Vorhaben ist somit eine praktikable Handhabung des § 11 
Abs. 3 BauNVO durch die Baugenehmigungsbehörden durchaus möglich, wenn das jeweilige 
Vorhaben an einem städtebaulich integrierten Standort, also grundsätzlich in einem zentralen 
Versorgungsbereich oder ausnahmsweise auch in einer integrierten Nahversorgungslage außerhalb 
der Zentren, realisiert werden soll und diese integrierten Standortbereiche sich ohne Weiteres aus 
dem gemeindlichen Einzelhandels- und Zentrenkonzept entnehmen lassen. 
 
Fehlen solche kommunalen Standortkonzepte, ist auf die tatsächlich vorhandenen zentralen 
Versorgungsbereiche abzustellen. Deren Feststellung und räumliche Abgrenzung kann aber für die 
Baugenehmigungsbehörden nicht selten schwierig und riskant sein, vor allem wenn es um 
Vorhaben in Gemeinden geht, die nicht über eine eigene Bauaufsichtsbehörde verfügen. 
 
Noch schwieriger dürfte es im Baugenehmigungverfahren sein, bei Standorten außerhalb der 
bestehenden  zentralen Versorgungsbereiche die Frage nach dem Vorliegen einer städtebaulich 
integrierten Nahversorgungslage zu klären, da nicht nur die integrierte Lage in einem 
Wohnsiedlungsbereich, sondern vor allem auch die Nahversorgungsfunktion und die 
Zentrenverträglichkeit des jeweiligen Vorhabens konkret geprüft werden müssen. Auf die damit 
verbunden Unsicherheiten und Risiken wird sich eine Baugenehmigungsbehörde wohl kaum 
einlassen und daher eine Widerlegbarkeit der Regelvermutung ablehnen. 
 
Diesen Schwierigkeiten können die Kommunen aber eben durch die Aufstellung und Fort-
schreibung von Einzelhandels- und Zentrenkonzepten weitgehend aus dem Wege gehen, in denen 
die zentralen Versorgungsbereiche und integrierten Nahversorgungsstandorte festgelegt sind  
 
 
 
 
 
 
Fazit und Schlussfolgerungen für die Handhabung der Vermutungsregelung 
 
Auf diese Weise ist für großflächige Lebensmittelmärkte (bis zu 1.500 am Verkaufsfläche) an 
städtebaulich integrierten Standorten eine durchaus praktikable Handhabung des § 11 Abs. 3 
BauNVO einschließlich seiner Regelvermutung möglich.  
 
Daher erübrigt sich eine Änderung des § 11 Abs. 3 BauNVO. Eine Anhebung der 
Regelvermutungsgrenze würde die Gemeinden zu vermehrter Ausschlussplanung gegen 
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großflächige Vorhaben außerhalb der Zentren und der integrierten Nahversorgungslagen zwingen. 
Eine Aufhebung der Vermutungsregelung insgesamt würde der Norm des § 11 Abs.3 BauNVO die 
rechtsstaatlich gebotene Bestimmheit nehmen und zudem auch unabsehbare Negativfolgen vor 
allem auch im Hinblick auf andere zentrenrelevante Branchen auslösen können. 
 
Die Städte und Gemeinden sind aufgerufen, diese verbesserte Handhabung des § 11 Abs. 3 
BauNVO bei großflächigen Lebensmittelmärkten an städtebaulich integrierten Standorten durch die 
Aufstellung und rechtzeitige Fortschreibung ihrer lokalen Einzelhandels- und Zentrenkonzepte 
zu ermöglichen, in denen diese integrierten Standortbereiche ausgewiesen sind. 
 
Die Bauaufsichtsbehörden sind aufgerufen, von dieser Möglichkeit der verbesserten Handhabung 
des § 11 Abs. 3 BauNVO durch die Widerlegung der Regelvermutung bei Ansiedlungs- und 
Erweiterungsvorhaben für großflächige Lebensmittelmärkte (bis zu 1.500 qm Verkaufsfläche) an 
städtebaulich integrierten Standorten Gebrauch zu machen. 
 
Die Handelsunternehmen sind aufgerufen, die Suche nach neuen Standorten ausschließlich auf  
städtebaulich integrierte Standortbereiche zu konzentrieren, und zwar vornehmlich auf die 
zentralen Versorgungsbereiche, die heute das Grundgerüst einer verbrauchernahen Grundversor-
gung stellen, und nur ausnahmsweise auf integrierte Nahversorgungslagen außerhalb   der Zentren. 
 
 
 
 
 
Festsetzung von Sondergebieten für großflächige Lebensmittelmärkte  
 
Nun kann es bei der Prüfung der städtebaulichen Integration eines großflächigen Lebenmittelmarkt-
vorhabens insbesondere bei einem Standort außerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches und 
auch außerhalb einer im Einzelhandels- und Zentrenkonzept räumlich abgegrenzten integrierten 
Nahversorgungslage  zu Schwierigkeiten und Unsicherheiten kommen. 
 
Dasselbe kann  in der zweiten Prüfungsstufe (insbesondere im Hinblick auf Immissionsschutzfragen 
und auf Verkehrsprobleme) passieren, in der die zu erwartenden konkreten Auswirkungen des 
Vorhabens auf raumordnerische und städtebauliche Belange abgeschätzt werden müssen.  
 
In solchen Fällen empfiehlt es sich, im Zweifelsfall ein entsprechendes Sondergebiet  für das 
Vorhaben als großflächigen Einzelhandelsbetrieb i.S.d. § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 
festzusetzen, um unnötige Risiken zu vermeiden und  für alle Beteiligten Klarheit zu schaffen. 
 
 
 
Raumordnerische Ziele beachten! 
 
Bei der Festsetzung eines solchen Sondergebietes sind die für die Planung von Einzelhandelsgroß-
projekten geltenden landes- und regionalplanerischen Ziele zu beachten. 
Diese landesplanerischen Zielvorgaben sind in NRW im LEP-Teilplan „Großflächiger 
Einzelhandel“ geregelt. 
 
Nach dessen Ziel 1 dürfen Kerngebiete und Sondergebiete für solche Vorhaben nur in 
regionalplanerisch festgelegten Allgemeinen Siedlungsbereichen festgesetzt werden. 
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Nach dem Ziel 2 dürfen solche Gebiete für Einzelhandelsgroßprojekte mit zentrenrelevanten 
Kernsortimenten  nur in zentralen Versorgungsbereichen festgesetzt werden (sog. 
Integrationsgebot). 
 
Für Einzelhandelsgroßprojekte mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten dürfen  
Sondergebiete ausnahmsweise  unter den in der Vorschrift angeführten strengen Voraussetzungen 
auch außerhalb zentraler Versorgungsbereiche festgesetzt werden. 
 
Nach Ziel 4 dürfen durch die Einzelhandelsgroßprojekte zentrale Versorgungsbereiche der 
Gemeinden nicht wesentlich beeinträchtigt werden (sog. Beeinträchtigungsverbot) 
 
Hinweis:siehe zum genauen Wortlaut dieser Ziele im  anliegenden Auszug aus dem LEP Teilplan 
 
 
 
Notwendigkeit eines aktuellen Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes 
 
Für die Festsetzung eines Sondergebietes für eine großflächiges Lebensmittelmarkt-Vorhaben ist 
eine aktuelles Einzelhandels- und Zentrenkonzept notwendig oder zumindest sehr hilfreich. 
 
Ein solches Konzept ist insbesondere für die städtebauliche Begründung der Sondergebietsfest-
setzung und für die Abwägung der betroffenen Belange  wichtig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


